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Gesetz über Straßenstatistik 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen) 

A. Problem 

Wichtige Verkehrsprobleme lassen sich nur lösen und eine Ver- 
kehrswegeplanung ist nur durchführbar, wenn zuvor eine Be- 
standsaufnahme des gesamten Kraftfahrzeugstraßennetzes im 
Bundesgebiet vorgenommen worden ist. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht eine statistische Erhebung über den 
Bestand von Gemeindestraßen, Straßen von Gemeindeverbän- 
den und Privatstraßen nach dem Stande vom 1. Januar 1971 vor. 
Angaben über Bundesfernstraßen und Landstraßen 1. und 11. 
Ordnung werden ohne besondere gesetzliche Grundlage im 
Wege der Gesdiäftsstatistik ermittelt. 


C, Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Die Kosten der Erhebung von ca. 1 Million DM fallen im wesent- 
lichen den Ländern zur Last, 
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Sdiriftlidier Bericht 

des Aussdiusses 

für Verkehr und für das Post- und Femmeldewesen 

(13. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Statistik der Straßen in den Gemeinden 1971 

— Drucksache VI/937 — 


A. Bericht des Abgeordneten Tobaben 

Während der Bestand an Biindesfemstraßen und 
Landstraßen I. und IL Ordnung ohne besondere ge- 
setzliche Grundlage im Wege der Geschäftsstatistik 
ermittelt wird, ist für eine Erhebung über die Ge- 
meinde- und Privatstraßen gemäß § 6 Abs, 2 des 
Gesetzes über die Bundesstatistik eine beson- 
dere gesetzliche Grundlage ^ erforderlich, weil hier 
Kosten von mehr als 500 000 DM entstehen. Diese 
Kosten fallen im wesentlichen den Ländern zur 
Last. 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Femmeldewesen hält die vorgesehene statistische 
Erhebung für notwendig und empfiehlt daher in 
Übereinstimmung mit dem Innenausschuß, der Vor- 
lage unverändert zuzustimmen. 

Bonn, den ß, Dezember 1970 

Tobaben 

Berichterstatter 


Der Gesetzentwurf in Drucksache Vl/937 wurde in 
der 58. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
16. Juni 1970 dem Ausschuß für Verkehr und für 
das Post- und Femmeldewesen federführend und 
dem Innenausschuß zur Mitberatung überwiesen. 
Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 3. Dezember 1970 behandelt. 

Wichtige Verkehrsprobleme lassen sich nur lösen 
und eine zukünftige integrierte Verkehrswegepla- 
nung ist nur durchführbar, wenn zuvor der Bestand 
aller Straßen im Bundesgebiet einheitlich festge- 
stellt wird. Eine solche Bestandsaufnahme erfolgt 
regelmäßig in Abständen von fünf Jahren imd ist 
jetzt wieder zum 1. Januar 1971 fällig. 
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B. Antrag des Aussdiusses 

Der Bundestag wolle besdiließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksadie VI/937 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 3. Dezember 1970 


Der Aussdiuß 

für Verkehr und für das Post- und Femmeldewesen 


Dr. Apel 

Vorsitzender 


Tobaben 

Berichterstatter 
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